
Kleine Anfrage
der Abgeordneten Dr. Danyal Bayaz, Anja Hajduk, Lisa Paus, Stefan Schmidt, 
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, Dieter Janecek, Sven-Christian Kindler und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Digitales Bezahlen und European Payment Initiative

Auf Ebene der Europäischen Union und unter den Mitgliedstaaten wird über 
den Umgang mit sogenannten Kryptowährungen und Stablecoins diskutiert. 
Dabei hat sich die Bundesregierung teils sehr ablehnend positioniert (https://w
ww.handelsblatt.com/finanzen/banken-versicherungen/libra-und-co-fuenf-gross
e-eu-laender-notfalls-fuer-verbote-von-kryptowaehrungen/26179794.html?tick
et=ST-593624-Dx5xlNwXZMCVYOWMwBci-ap4). Gleichzeitig arbeitet die 
Europäische Kommission an einem gemeinsamen Rechtsrahmen für die EU 
(https://www.politico.eu/wp-content/uploads/2020/09/CLEAN-COM-Draft-Re
gulation-Markets-in-Crypto-Assets.pdf).
Zudem planen europäische Banken und Bankenverbände die Schaffung eines 
europäischen Zahlsystems, in dem auch und insbesondere digitale Zahlmetho-
den geschaffen werden sollen (https://www.springerprofessional.de/zahlungsve
rkehr/e-payment/european-payment-initiative-startet-die-zweite-runde/1814
2920).

Wir fragen die Bundesregierung:
1. Gibt es eine Einschätzung der Bundesregierung hinsichtlich der European

Payment Initiative (EPI) aus (industrie-)politischer Sicht, und wie lautet
sie?

2. Hat die Bundesregierung die veränderten Zahlgewohnheiten durch die
Corona-Krise hin zu kontaktlosem und digitalem Zahlen im Hinblick auf
die Dauerhaftigkeit dieser veränderten Zahlgewohnheiten bewertet, und
hält die Bundesregierung die deutsche Bankenindustrie für den Wettbe-
werb mit Zahlungsdienstleistern großer Digitalkonzerne wettbewerbsfähig
aufgestellt (bitte begründen)?

3. Welchen Handlungsbedarf sieht die Bundesregierung im Bereich Beauf-
sichtigung digitaler Zahlungsdienstleister, wie z. B. ApplePay?

4. Hat die Bundesregierung eine Position zur Kooperation von Banken mit
Digitalkonzernen (z. B. Deutsche Bank und Google) hinsichtlich „europä-
ischer Souveränität“ (https://www.handelsblatt.com/finanzen/banken-versi
cherungen/digitalisierung-deutsche-bank-verspricht-sich-von-google-koop
eration-einen-milliardengewinn/25999316.html?ticket=ST-2746309-X3M
TdaaUWE63He6XV33r-ap5)?
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5. Sieht die Bundesregierung aktuell technische Hürden (z. B. mangelnde In-
frastruktur, unterschiedliche Schnittstellen etc.) für die Schaffung eines
einheitlichen (digitalen) europäischen Zahlsystems, wenn ja, welche?

6. Welche Banken und Unternehmen sind nach Kenntnis der Bundesregie-
rung in EPI involviert?
Welche Rolle spielen dabei öffentliche Akteure (EU-Kommission, Europä-
ische Zentralbank – EZB, Bundesbank, Bundesministerium der Finanzen –
BMF etc.)?

7. Gab es bisher Fördermaßnahmen des Bundes, die direkt mit der EPI in
Verbindung stehen, wenn ja, welche, an wen, für welche Zielgruppe, und
in welcher Höhe?

8. Gab es seitens der Bundesregierung einen konkreten Austausch zu inhaltli-
chen Themen betreffend die EPI mit Regierungen anderer EU-Staaten,
wenn ja, wann, und mit welchen Regierungen, und zu welchen Fragestel-
lungen?

9. Welche Informationen hat die Bundesregierung, ob die EPI seitens anderer
EU-Staaten Fördergelder erhalten hat?

10. Gab es seitens der Bundesregierung einen konkreten Austausch zu inhaltli-
chen Themen betreffend die EPI mit den deutschen Mitgliedern der EPI,
wenn ja, wann, und mit wem?

11. Gab es seitens der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
einen konkreten Austausch mit Mitgliedern der EPI zu inhaltlichen The-
men betreffend die EPI, wenn ja, wann, und mit wem, und zu welchen Fra-
gestellungen?

12. Gab es seitens der BaFin einen konkreten Austausch mit anderen Auf-
sichtsbehörden zu inhaltlichen Themen betreffend die EPI, wenn ja, wann,
und mit welchen, und zu welchen Fragestellungen?

13. Gab es seitens der Bundesregierung oder der BaFin einen Austausch mit
der Bundesbank zur EPI, und teilt die Bundesregierung die Bewertung sei-
tens des Bundesbank-Vorstands Burkhard Balz, durch die Initiative könne
die Fragmentierung der nationalen Märkte in der EU überwunden werden
(https://www.handelsblatt.com/finanzen/banken-versicherungen/pan-europ
ean-payment-systems-europaeische-banken-pruefen-neues-einheitliches-za
hlungssystem/25249108.html) (bitte begründen)?

14. Unter welchen Voraussetzungen ist nach Auffassung der Bundesregierung
ein Verbot einzelner Kryptowährungen und Stablecoins notwendig?

15. Wie bewertet die Bundesregierung vor diesem Hintergrund die bisherigen
Planungen zum geplanten Stablecoin „Libra“ und die Ausführungen im
2. Whitepaper der Libra Association vom April 2020 insbesondere in Be-
zug auf die Themen Geldwäsche, Steuerhinterziehung, Finanzmarktstabili-
tät, Verbraucher- und Datenschutz sowie eine eingeschränkte Wirksamkeit 
europäischer Geldpolitik durch eine mögliche Kreditschöpfung durch Lib-
ra?

16. Steht die Bundesregierung bezüglich einer Lizenz für Libra als Zahlungs-
system durch die Eidgenössische Finanzmarktaufsicht (Finma) mit
Schweizer Behörden (Finma, Auswärtiges Amt, Schweizerische National-
bank – SNB) in Kontakt, und wenn ja, was sind die Inhalte dieser Gesprä-
che?

17. Wie soll nach Auffassung der Bundesregierung Geldwäsche im Bereich
von Kryptowährungen und Stablecoins verhindert und beaufsichtigt wer-
den?
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18. Hat die Bundesregierung eine Vorstellung davon, wie Steuerhinterziehung 
im Bereich von Kryptowährungen und Stablecoins verhindert werden soll?

19. Hat die Bundesregierung eine Vorstellung davon, wie die Finanzmarktsta-
bilität im Bereich von Kryptowährungen und Stablecoins gewährleistet 
werden soll?

20. Hat die Bundesregierung eine Vorstellung davon, wie der finanzielle Ver-
braucherschutz im Bereich von Kryptowährungen und Stablecoins sicher-
gestellt werden soll?

21. Hat die Bundesregierung eine Vorstellung davon, wie verhindert werden 
soll, dass private Kryptowährungen und Stablecoins durch eigene Kredit-
schöpfung die Wirksamkeit europäischer Geldpolitik einschränken?

22. Stellen private Kryptowährungen und Stablecoins nach Auffassung der 
Bundesregierung eine Herausforderung für das Währungsmonopol des 
Staates dar, und wenn ja, inwiefern, und wie sollte darauf nach Auffassung 
der Bundesregierung reagiert werden?

23. Welche regulatorischen Maßnahmen bereitet die Bundesregierung bezüg-
lich der möglichen Einführung von CDBCs (digitales Zentralbankengeld) 
und anderen Kryptowährungen bzw. Stablecoins vor?

24. Steht die Bundesregierung dazu im Austausch mit anderen europäischen 
Ländern bzw. EU-Behörden, und wenn ja, worüber wird gesprochen, und 
in welchem Rahmen gibt es diesen Austausch?

25. Plant die Bundesregierung eine Ausweitung der Anwendung der elektro-
nischen Aktie, z. B. für elektronische Investmentfondsanteile (bitte be-
gründen)?

26. Welche Position vertritt die Bundesregierung mit Blick auf sog. CDBCs, 
also digitales Zentralbankgeld (bitte begründen)?

27. Da die Bundesregierung Teil einer Arbeitsgruppe mit der Bundesbank ist, 
stellt sich die Frage, welche privaten Finanzinstitute und Unternehmen in 
dieser Arbeitsgruppe „programmierbares Geld“ engagiert sind?

28. Was sind die bisherigen Erkenntnisse dieser Arbeitsgruppe?
29. Sieht die Bundesregierung einen Schaden für den Standort Deutschland 

mit Blick auf „digitale Bezahlmöglichkeiten“ durch die Insolvenz der 
Wirecard AG (bitte begründen)?

30. Welchen Ansatz verfolgt die Bundesregierung, um einen möglichen 
Image-Schaden für den digitalen Finanzplatz zu beheben?

Berlin, den 28. September 2020

Katrin Göring-Eckardt, Dr. Anton Hofreiter und Fraktion
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